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Öffentliche Sitzung 
 
 
1 Eröffnung der Sitzung 

  
 Herr Oberbürgermeister Richrath eröffnet die öffentliche Sitzung und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
 
Er erklärt, dass Herr Born für leverkusen.com eine Drehgenehmigung für die 
Sitzung beantragt hat. Da davon auszugehen ist, dass er die Gesamtauf-
nahme fast vollständig in leverkusen.com abspielen lässt und sie dauerhaft 
archiviert, also für jedermann auf Dauer einsehbar sein wird, beabsichtigt 
Herr Oberbürgermeister Richrath, über diesen Wunsch auf Drehgenehmi-
gung abstimmen zu lassen. 
 
Zuvor erläutert er, dass Ratsmitglieder sowie Mitglieder der Verwaltung mit 
Ausnahme der Beigeordneten und des Oberbürgermeisters aufgrund des 
Schutzes ihrer Persönlichkeitsrechte im Einzelfall die Aufnahme ihrer Wort-
beiträge bzw. ihres Bildes verweigern können. Aus diesem Grund wird er 
nach einem positiven Beschluss über die Drehgenehmigung die Ratsmitglie-
der und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung fragen, wer von 
ihnen für sich die Aufnahme und den Mitschnitt seines Wortbeitrages bzw. 
seines Bildes ablehnt. 
 
Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch. 
 
Wie angekündigt fragt Herr Oberbürgermeister Richrath anschließend ab, ob 
jemand von Rat oder Verwaltung für sich den Mitschnitt der Sitzung ablehnt. 
Hierzu meldet sich niemand. 
 
Die vor der Sitzung verteilte Arbeitstagesordnung wird anschließend ein-
stimmig beschlossen. 
  

 
Angelegenheiten des Rates und der Rechnungsprüfung 
  

2 Niederschriften 
  

 Die Niederschriften über die öffentliche 33. Sitzung des Rates vom 26.02.18 
und über die öffentliche 34. Sitzung des Rates vom 09.04.18 werden zur 
Kenntnis genommen. 
  

 
3 Vorschlag für die En-bloc-Abstimmung 

  
 Beschluss: 

 
Der Rat beschließt die nachfolgenden Tagesordnungspunkte En-bloc: 
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Öffentliche Sitzung Nummer 
 
12   Spende der Bayer AG für den Neubau der städtischen 

Kindertagesstätte in Steinbüchel 
2018/2217 

 
16   Erteilung von Weisungen gem. § 113 Abs. 1 GO NRW 

- Änderung des Gesellschaftsvertrages der JOB Service 
Beschäftigungsförderung Leverkusen gGmbH 

2018/2209 

 
28   Anpassung der Kulturförderrichtlinien vom 14.12.2009 2018/2192 

 
32   Ausbau von Betreuungsplätzen in Tageseinrichtungen 

für Kinder in Leverkusen 
- Förderung des Ausbaus der Ev. Tageseinrichtung für 
Kinder Alte Landstr. 84 (4. Gruppe) 

2018/2094 

 
33   Frühe Hilfen in Leverkusen 2018/2174 

 
36   Mehrkosten im Rahmen der Sanierung der Schule Im 

Hederichsfeld 
- Sachstandsbericht 
- Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
- Anträge der Fraktion BÜRGERLISTE vom 29.03.18 
 
In der Formulierung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Stadtentwicklung, Bauen und Planen vom 
16.04.18 

2018/2195 

 
- einstimmig - 
  

 
4 Digitaler Rat und Bezirksvertretungen  

1. Versand von Unterlagen an Rat und Bezirksvertretungen  
2. Änderung der Geschäftsordnung des Rates 
- Antrag der Gruppe FDP vom 06.03.18 
- m. Stn. v. 19.04.18 
- Nr.: 2018/2147 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über den Antrag in der Fassung der 
Beschlussempfehlung des Hauptausschusses abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Die am digitalen Projekt teilnehmenden Ratsmitglieder bekommen nur 

noch per E-Mail mitgeteilt, wenn neue Informationen - insbesondere Ein-
ladungen zu Sitzungen und Tagesordnungen im Mandatos eingestellt 
worden sind. Eine Zusendung in Papierform entfällt. 

 
2. Die Ratsmitglieder, die bisher sowohl digitale als auch Papierunterlagen 
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erhalten, sollen sich bis Ende 2018 für eine der beiden Zustellformen 
entscheiden. 

 
3. Für Bezirksvertreter, die sich für die digitale Ratsarbeit entscheiden, soll 

ebenfalls eine Übergangsfrist bis 31.12.2018 gelten, in der beide Varian-
ten bereitgestellt werden. 

 
4. Alle weiteren Zusendungen wie Einladungen zu Veranstaltungen, Infoma-

terialien etc. werden auf normalem Postweg zugestellt, sofern sie nicht 
per E-Mail versendet werden können. Bei dem Postversand wird die kos-
tengünstigste Lösung gewählt. 

 
dafür: 41 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 5 (3 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
  

 
5 2. Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Leverkusen, seine 

Ausschüsse und die Bezirksvertretungen vom 02.07.2014 
- Neudruck 
- m. Ergänzungen vom 21.02.18 (Neudruck vom 19.04.18) und 19.04.18 
- Nrn.: 2017/1802, 2017/1802/1 und 2017/1802/2 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über die Vorlage einschließlich der 
beiden Ergänzungen in der Beschlussempfehlung des Hauptausschusses 
abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Die Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Leverkusen, seine Ausschüsse 
und die Bezirksvertretungen vom 02.07.2014 wird wie folgt geändert: 
 
I. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 
 
Es wird ein neuer § 2 wie folgt eingefügt: 
„§ 2 Übertragung von Ratssitzungen“ 
 
Die bisherigen §§ 2 bis 27 verschieben sich entsprechend in §§ 3 bis 28.  
 
§ 14 (bisher 13) wird wie folgt neu gefasst: 
„Hausrecht und sitzungsleitende Maßnahmen“ 
 
 
II. Die einzelnen Paragraphen werden wie folgt geändert: 
 
§ 2 Übertragung von Ratssitzungen (neu) 
 
 „(1) Die öffentlichen Sitzungen des Rates werden ausschließlich durch eine 

von der Stadt beauftragte Firma in Bild und Ton aufgezeichnet, zeitgleich 
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im Internet übertragen, zum Abruf auf der offiziellen Homepage der Stadt 
Leverkusen zeitweise zur Verfügung gestellt und dauerhaft in dem Archiv 
der Stadt Leverkusen gespeichert. 

 
Die zeitweise Abrufmöglichkeit auf der offiziellen Homepage der Stadt Le-
verkusen wird mit der Einstellung der unterschriebenen Ratsniederschrift 
im Ratsinformationssystem der Stadt Leverkusen beendet. 
Danach kann eine Einsichtnahme im Internet über das Archiv der Stadt 
Leverkusen dauerhaft erfolgen. 

 
(2) Die Verwaltung holt bei den betroffenen Personen aus Politik und Verwal-

tung schriftliche, jederzeit auch nachträglich widerrufbare Einwilligungser-
klärungen einschließlich einer Aufklärung zur Veröffentlichung der Auf-
zeichnungen im Internet ein. Die Einwilligungen gelten jeweils für die ak-
tuelle Ratsperiode. Die Erlaubnis (Dreh- bzw. Aufzeichnungsgenehmi-
gung) zum Mitschnitt, für Live-Übertragungen sowie zeitversetzte Aus-
strahlung aus öffentlichen Sitzungen des Rates gilt damit als grundsätz-
lich erteilt. Sie muss vom Oberbürgermeister jederzeit für die Dauer der 
Gesamtsitzung, aber auch für Sitzungsteile für einzelne Personen wider-
rufen werden, wenn dies von den durch die Aufnahmen betroffenen Per-
sonen - von einem Mitglied des Rates, von der Verwaltung oder von Drit-
ten - gewünscht wird. 

 
(3) Die Kameraperspektive ist während der Redebeiträge auf den Oberbür-

germeister, die Ratsmitglieder, die Vertreter der Verwaltung oder die 
Leinwand zu richten. Eine Aufnahme der Zuhörer ist nicht zulässig. 

 
(4) Liegt keine Zustimmung zur Übertragung einzelner Redebeiträge vor, 

werden Bild und Ton entsprechend ausgeblendet bzw. geschnitten. 
 
(5) Ausnahmsweise kann Vertretern der Presse im Rahmen ihrer Berichter-

stattung eine zeitlich befristete Übertragung bzw. Aufzeichnung der öffent-
lichen Sitzungen des Rates, seiner Ausschüsse und der Bezirksvertretun-
gen in Bild und/oder Ton für bis zu fünf zuvor benannte Tagesordnungs-
punkte für insgesamt ca. 15 Minuten pro Sitzung auf Antrag bei einstim-
miger Zustimmung aller Mitglieder des jeweiligen Gremiums und der Ver-
treter der Verwaltung gestattet werden. Von der zeitlichen Beschränkung 
kann ausnahmsweise bei Vorträgen/Reden abgewichen werden.“ 

 
Die bisherigen §§ 2 bis 27 verschieben sich entsprechend in §§ 3 bis 28. 
Die Hinweise auf einzelne Paragraphen der Geschäftsordnung untereinander 
werden ebenfalls entsprechend geändert. 
 
§ 4 Einberufung zu den Sitzungen und Obliegenheiten der Ratsmitglie-
der 
 
In Absatz 1 Satz 6 wird „Sätzen 1 und 2“ ersetzt durch „Sätzen 2 und 3“. 
 
§ 6 Teilnahme an den Sitzungen, Anwesenheitsverzeichnis 
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Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Auf Verlangen der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder des Rates 
oder auf Veranlassung des Oberbürgermeisters sind zu einzelnen Punkten 
der Tagesordnung einer Sitzung Sachverständige einzuladen; sie können in 
der Sitzung auf Beschluss des Rates zu diesen Gegenständen gehört wer-
den. Für den Fall einer Anhörung eines Sachverständigen wird eine Höchst-
redezeit von vier Minuten festgelegt. Eine kurzzeitige Überschreitung kann 
durch den Oberbürgermeister, eine längere Überschreitung durch einen 
Mehrheitsbeschluss des Rates zugelassen werden. 
 
Antragsteller von Bürgeranträgen gem. § 24 GO NRW sind keine Sachver-
ständigen im Sinne dieser Vorschrift.“ 
 
§ 10 Anträge zur Sache 
 
Absatz 1 Buchstabe e) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„dem Kinder- und Jugendhilfeausschuss (§ 71 Absatz 3 Satz 2 des achten 
Buches (Kinder- und Jugendhilfe) des Sozialgesetzbuches (SGB VIII)),“ 
 
Absatz 1 Buchstabe f) wird wie folgt neu gefasst: 
 
„dem Integrationsrat (§ 27 Absatz 8 Satz 3 GO NRW)“ 
 
§ 14 Hausrecht und sitzungsleitende Maßnahmen 
 
Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Der Oberbürgermeister übt das Hausrecht aus. Ihm obliegt es, eine geord-
nete und störungsfreie Sitzung zu ermöglichen. 
Wer sich im Zuhörerraum lautstark durch Beifalls- oder Missfallensbekun-
dungen äußert, Plakate mitführt, die Ordnung oder den Anstand in sonstiger 
Weise verletzt, kann vom Oberbürgermeister zur Ordnung gerufen werden.  
Bei anhaltender Störung/starker Beeinträchtigung kann er vom Oberbürger-
meister zum Verlassen des Sitzungsraumes aufgefordert, bei entsprechender 
Weigerung auf Anordnung des Oberbürgermeisters notfalls mit Gewalt ent-
fernt werden.  
Der Oberbürgermeister kann zudem bei Störungen die Sitzung unterbrechen 
oder notfalls ganz beenden.“ 
 
Die bisherigen Absätze 1 bis 4 verschieben sich entsprechend in Absätze 2 
bis 5. 
 
Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Maßnahmen des Oberbürgermeisters und ein Ausschluss von der Sitzung 
nach den Absätzen 1 bis 4 müssen im Einzelfall geeignet, erforderlich und 
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angemessen sein.“ 
 
dafür: 44 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 
Soziale Gerechtigkeit) 

dagegen: 1 (BÜRGERLISTE) 
  

 
Dezernat I 
  

6 Zentrales Beschwerdemanagement und "Unortkataster" für Leverkusen 
- Antrag der SPD-Fraktion vom 26.03.18 
- m. Stn. v. 27.04.18 
- Nr.: 2018/2185 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über den Antrag in der Beschlussemp-
fehlung des Hauptausschusses abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine umfassende Überprüfung der derzei-
tigen Beschwerdesysteme in der Verwaltung und den Beteiligungen in Form 
einer Ist-Analyse vorzunehmen. Darüber hinaus leitet die Verwaltung eine 
Abfrage der umliegenden Kommunen zum Umgang mit Beschwerden ein, um 
zusätzliche Anregungen für Optimierungspotenziale zu generieren. Auf 
Grundlage der so erfassten Daten erarbeitet die Verwaltung einen Vorschlag 
zur Verbesserung der bestehenden Beschwerdesysteme. 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, zu prüfen, welche personellen und finanzi-
ellen Auswirkungen mit der Einführung eines „Unortkatasters“ verbunden wä-
ren. Hierzu startet die Verwaltung auch eine Abfrage der umliegenden Kom-
munen, die bereits ein solches System betreiben. 
 
dafür: 46 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 1 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 
Soziale Gerechtigkeit) 

Enth.: 1 (FDP) 
  

 
7 Aufstellung eines Personalkonzeptes zum Haushalt 2019 

- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 03.04.18 
- Nr.: 2018/2197 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 DIE LINKE.LEV) 
dagegen: 39 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 
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FDP, 2 Soziale Gerechtigkeit) 

Enth.: 2 (PRO NRW) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
Dezernat II 
  

8 Städtische Erbpachtgrundstücke 
- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 27.03.18 
- Nr.: 2018/2202 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 40 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 4 (BÜRGERLISTE) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
9 Gestaltung des Haushaltsplans 2019 und Klage beim Bundesverfassungsgericht 

auf angemessene Finanzausstattung der Stadt Leverkusen 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 15.04.18 (Eingang 24.04.18) 
- Nr.: 2018/2233 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 5 (4 BÜRGERLISTE, 1 PRO NRW) 
dagegen: 35 (OB, 14 CDU, 11 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP) 
Enth.: 4 (2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
10 Smartphone als Fahrticket für den ÖPNV 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 12.04.18 
- Nr.: 2018/2215 
  

 Beschluss: 
 
Die Wupsi wird gebeten in den Gremien des VRS dringlich darauf hinzuwir-
ken, das bereits bestehende Konzept des Handytickets für den ÖPNV weiter 
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auszubauen. Ziel soll es sein, dass die Fahrgäste nach dem Check-in/Check-
out-Prinzip, zukünftig die öffentlichen Verkehrsmittel mittels Smartphone und 
App nutzen können. 
 
dafür: 40 (OB, 14 CDU, 11 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 2 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Enth.: 3 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
  

 
11 Genehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung 

- Entwurf des Jahresabschlusses 2017 der Stadt Leverkusen 
- Nr.: 2018/2179 
  

 Beschluss: 
 
Nachstehende Dringlichkeitsentscheidung wird gemäß § 60 Abs. 1 Satz 3 
GO NRW genehmigt: 
 
Weil es sich um einen Fall äußerster Dringlichkeit handelt, beschließen die 
Unterzeichner gemäß § 60 Abs. 1 Satz 2 GO NRW: 
 
1. Der Rat nimmt den aufgestellten Entwurf des Jahresabschlusses 2017 

der Stadt Leverkusen zur Kenntnis. 
 

2. Der Entwurf wird zur Prüfung dem Rechnungsprüfungsausschuss 
zugeleitet. 

 
dafür: 40 (OB, 14 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
  

 
12 Spende der Bayer AG für den Neubau der städtischen Kindertagesstätte in 

Steinbüchel 
- Nr.: 2018/2217 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen stimmt der Annahme der Spende der Bayer 
AG in Höhe von 2.500.000 € für die Realisierung des Neubaus der städti-
schen Kindertagesstätte in Steinbüchel zu. 
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
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13 Planungsbeschluss für den Neubau ZOB Opladen 

- m. Anfrage der Fraktion OP v. 26.04.18 m. Stn. v. 03.05.18 
- Nr.: 2018/2172 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath lässt über die Vorlage in der Fassung der 
Beschlussempfehlung der Bezirksvertretung für den Stadtbezirk II vom 
24.04.18 abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Der Rat der Stadt Leverkusen stimmt der Planung für den Neubau des 

Zentralen Omnibusbahnhofes (ZOB) in Opladen zu. 
 
2. Auf der Ostseite der neuen bahnstadt opladen werden drei Taxistellplätze 

und zwei Kiss & Ride-Plätze eingerichtet. 
 
dafür: 46 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 2 Soziale Gerechtig-
keit, 2 DIE LINKE.LEV) 

Enth.: 1 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
  

 
14 XXIV. Beteiligungsbericht der Stadt Leverkusen 

- Nr.: 2018/2149 
  

 Der Rat der Stadt Leverkusen nimmt den als Anlage zur Vorlage beigefügten 
XXIV. Beteiligungsbericht der Stadt Leverkusen zur Kenntnis. 
  

 
15 Besetzung der Organe von Unternehmen und Einrichtungen 

- Nr.: 2018/2224 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat bestellt gem. § 113 Abs. 2 GO NRW sowie § 13 Abs. 7 des Gesetzes 
über den Wupperverband (WupperVG) nachfolgendes Mitglied in die Ver-
bandsversammlung des Wupperverbandes: 
 
Ratsherrn Tim Feister. 
 
dafür: 42 (OB, 12 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerech-
tigkeit) 

Enth.: 3 (1 CDU, 2 PRO NRW) 
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16 Erteilung von Weisungen gem. § 113 Abs. 1 GO NRW 

- Änderung des Gesellschaftsvertrages der JOB Service Beschäftigungsförde-
rung Leverkusen gGmbH 
- Nr.: 2018/2209 
  

 Beschluss: 
 
Den Vertretern der Stadt Leverkusen in der Gesellschafterversammlung der 
JOB Service Beschäftigungsförderung Leverkusen gGmbH (JSL) wird gem. § 
113 Abs. 1 GO NRW Weisung erteilt, den folgenden Änderungen des Gesell-
schaftsvertrages zuzustimmen: 
 
1. Das Stammkapital wird auf EUR-Wert angepasst. Die Anpassung führt zu 

einer Erhöhung des Stammkapitals um 435,41 EUR (50.000 DM: 1,95583 
= 25.564,59 EUR) auf 26.000,00 EUR sowie zu einer Minderung der Kapi-
talrücklage um 435,41 EUR. 
 

2. § 8 des Gesellschaftsvertrages erhält folgende neue Fassung: 
 

Die Stadt Leverkusen als Gesellschafterin entsendet in die Gesellschaf-
terversammlung fünf nach den Vorschriften der Gemeindeordnung ge-
wählte Mitglieder. 
 
Diese haben den Rat der Stadt Leverkusen über alle Angelegenheiten 
von besonderer Bedeutung zu unterrichten, sind an Weisungen und Be-
schlüsse des Rates der Stadt Leverkusen gebunden und haben ihr Amt 
auf Beschluss des Rates der Stadt Leverkusen jederzeit niederzulegen. 
 
Bei Beschlüssen gem. § 12 a) bis i) dieses Vertrages handeln die Mit-
glieder der Gesellschafterversammlung nach Weisung des Rates der 
Stadt Leverkusen. 
 
Die Mitglieder der Gesellschafterversammlung können ihre Stimmen nur 
einheitlich abgeben und werden mit der Maßgabe entsandt, dass bereits 
drei der vorgenannten Mitglieder zur einheitlichen Vertretung der Stadt 
Leverkusen berechtigt sind. 
 
Die Amtsdauer der Mitglieder der Gesellschafterversammlung endet nach 
Ablauf einer kommunalen Wahlperiode mit der Wahl fünf neuer Mitglieder 
durch den neu gewählten Rat. 

 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
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17 Genehmigung der Wiederbestellung von Vorstandsmitgliedern der Sparkasse 

Leverkusen 
- Nr.: 2018/2205 
  

 Beschluss: 
 
1. Der Rat der Stadt Leverkusen genehmigt die vom Verwaltungsrat der 

Sparkasse Leverkusen am 08.03.2018 vorgenommene Wiederbestellung 
des Herrn Rainer Schwarz als ordentliches Mitglied des Vorstandes der 
Sparkasse Leverkusen bei gleichzeitiger Berufung zum Vorsitzenden des 
Vorstandes für die Zeit vom 01.02.2019 bis zum 31.01.2024. 

 
2. Der Rat der Stadt Leverkusen genehmigt die vom Verwaltungsrat der 

Sparkasse Leverkusen am 08.03.2018 vorgenommene Wiederbestellung 
des Herrn Markus Grawe als ordentliches Mitglied des Vorstandes der 
Sparkasse Leverkusen bei gleichzeitiger Berufung zum stellvertretenden 
Vorsitzenden des Vorstandes für die Zeit vom 01.02.2019 bis zum 
31.01.2024. 

 
dafür: 44 (OB, 14 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerech-
tigkeit) 

Enth.: 2 (PRO NRW) 
  

 
18 Wahl von Vertrauenspersonen als Beisitzer im Ausschuss für die Schöffenwahl 

(Wahlperiode 2019 - 2023) 
- m. Erg. v. 03.05.18 
- Nrn.: 2018/2188 und 2018/2188/1 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat wählt folgende fünf Beisitzer zu Vertrauenspersonen in den Aus-
schuss für die Schöffenwahl (Wahlperiode 2019 - 2023): 
 
1. Rf. Irmgard von Styp-Rekowski (CDU) 
2. Rf. Ursula Behrendt (CDU) 
3. Rh. Jörg Theis (SPD) 
4. Rh. Dirk Danlowski (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
5. Rh. Karl Schweiger (BÜRGERLISTE) 
 
- einstimmig - 
 
Herr Bürgermeister Wölwer übernimmt die Sitzungsleitung. 
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Dezernat III 
  

19 Bienenfreundliches Leverkusen 
  

19.1 Projekt "Leverkusen summt! Wir tun was für Bienen" 
- Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 18.01.18 
- Nr.: 2018/2136 
  

 Beschluss: 
 
1. Die Stadt Leverkusen bringt das Projekt "Leverkusen summt! Wir tun was 

für Bienen" auf den Weg und entwickelt ein für Leverkusen passendes 
Konzept. 

 
2. Bei diesem Projekt kooperiert die Stadtverwaltung mit den örtlichen Im-

kervereinen und dem Imkerverband Rheinland. 
 
3. Das Projekt soll über Kooperationen mit öffentlichen Institutionen, Unter-

nehmen, Naturschutzverbänden und privaten Haushalten für den städti-
schen Haushalt kostenneutral gestaltet werden. 

 
4. Repräsentative städtische Dächer und Flächen in öffentlichen Gärten 

werden der Imkerei zur Verfügung gestellt. 
 
- einstimmig - 
  

 
19.2 Antrag der Gruppe PRO NRW vom 27.02.18 

- Neudruck 
- Nr.: 2018/2142 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 40 (OB, 14 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
20 Forderungen an die Bundesregierung zur Nachrüstung von Diesel-Fahrzeugen 

und Fahrverboten 
- Antrag der SPD-Fraktion vom 19.03.18 
- Nr.: 2018/2169 
  

 Auf Bitte von Rh. Eimermacher (CDU) lässt Herr Bürgermeister Wölwer ge-
trennt über die beiden Absätze des Antrages abstimmen. 
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Beschluss: 
 
1. Der Rat der Stadt fordert die Bundesregierung auf, alle rechtlichen Mög-

lichkeiten auszuschöpfen, um die Hersteller von Diesel-PKW, bei denen 
die Werte zur Schadstoffarmut nicht eingehalten wurden, dazu zu ver-
pflichten, die Nachrüstungskosten zur Herstellung der zugesagten 
Schadstoffwerte zu übernehmen. Sollten dazu gesetzgeberische Maß-
nahmen notwendig sein, sind diese einzuleiten. 

 
dafür: 45 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerech-
tigkeit) 

dagegen: 2 (PRO NRW) 
 
Beschluss: 
 
Wie Absatz 2 des Antrages 
 
dafür: 19 (OB, 12 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 DIE LIN-

KE.LEV) 
dagegen: 26 (15 CDU, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 2 

OP, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
Enth.: 2 (Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag zu Absatz 2 abgelehnt. 
  

 
21 Aussetzung des Familiennachzugs für subsidiär geschützte Flüchtlinge 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 26.02.18 
- Nr.: 2018/2140 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 2 (PRO NRW) 
dagegen: 43 (OB, 14 CDU, 11 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerech-
tigkeit) 

 
Damit ist der Antrag abgelehnt.  
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22 Prävention und Früherkennung von Drogenabhängigkeit in Leverkusen 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 27.02.18 
- Nr.: 2018/2143 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 40 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt.  
  

 
23 Quartiershausmeister für Leverkusener Stadtteile 

- Antrag der SPD-Fraktion vom 22.03.18 
- Nr.: 2018/2186 
  

 Herr Bürgermeister Wölwer lässt über den Antrag in der Fassung der Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Senioren 
vom 16.04.18 abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Der Antrag wird in den nächsten Turnus mit folgendem Prüfauftrag vertagt: 
 
Die Verwaltung erarbeitet ein Konzept zum Thema Quartiershausmeister, 
aus dem unter anderem hervor geht, bei wem die Anbindung der Hausmeis-
ter erfolgt, wo diese eingesetzt werden sollen und wie die Finanzierung erfol-
gen kann, unter Berücksichtigung der Erfahrungen aus dem Projekt in Rhein-
dorf-Nord. 
 
- einstimmig - 
  

 
Dezernat IV 
  

24 Erarbeitung einer Konzeption zur Sicherung der Rahmenbedingungen vor dem 
Hintergrund des Gesetzes zur Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge am 
Gymnasium (13. Schulrechtsänderungsgesetz) 
  

24.1 Antrag der CDU-Fraktion vom 14.03.18 
- Nr.: 2018/2164 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Leverkusen beauftragt die Verwaltung mit Blick auf den 



- 23 - 
 
 

 
Entwurf des Gesetzes zur Neuregelung der Dauer der Bildungsgänge am 
Gymnasium (13. Schulrechtsänderungsgesetz), die nötigen Rahmenbedin-
gungen für die Leverkusener gymnasiale Schullandschaft aufzuzeigen, hier-
bei insbesondere die erforderlichen baulichen Maßnahmen zu benennen. 
 
dafür: 40 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE 

LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 7 (5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 PRO NRW) 
  

 
24.2 Ergänzungsantrag der SPD-Fraktion vom 20.03.18 zum Antrag Nr. 2018/2164 

- Nr.: 2018/2170 
  

 Beschluss: 
 
Über die im Beschluss zum Antrag Nr. 2018/2164 genannten Punkte hinaus, 
stellt die Verwaltung die Summe der notwendigen Investitionen und die zu-
sätzlichen laufenden Kosten und die damit einhergehenden Belastungen des 
Haushaltes bis zum Jahr 2023 dar. 
 
dafür: 40 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 FDP, 2 DIE 

LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 7 (5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 PRO NRW) 
  

 
25 Leitung des Museums Schloss Morsbroich 

  
 
25.1 Wiederbesetzung der Stelle des Museumsdirektors 

- Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 19.04.18 zum 
Antrag Nr. 2018/2176 "Leitung des Museums Schloss Morsbroich" 
- Nr.: 2018/2231 
  

25.2 Antrag der CDU-Fraktion vom 20.03.18 
- m. Stn. d. Verw. v. 12.04.18 und Anfrage der Fraktion BÜRGERLISTE v. 
27.03.18 
- m. Schreiben der Fraktion BÜRGERLISTE v. 29.04.18 
- Nr.: 2018/2176 
  

 Herr Oberbürgermeister Richrath gibt folgende Ausführungen zu Protokoll: 
 
Bevor ich die Beratung eröffne, möchte ich die Gelegenheit nutzen und Ihnen 
einige Informationen zum Gesamtkomplex „Schloss Morsbroich“ geben. 
 
Wie in der Stellungnahme der Verwaltung ausgeführt, habe ich mich gegen-
über Herrn Dr. Heinzelmann zum Stillschweigen über die Inhalte seines Auf-
hebungsvertrages verpflichtet. Daran werde ich mich auch weiterhin halten. 
Denn Herr Dr. Heinzelmann hat mir auf Nachfrage und nach Beratung mit 
seinem Rechtsbeistand mitgeteilt, dass diese Vereinbarung weiterhin gilt. 
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Diese arbeitsrechtliche Entscheidung wurde gemäß § 73 Absatz III der Ge-
meindeordnung NRW durch mich als Oberbürgermeister getroffen.  
 
Eine Delegation dieser Entscheidung an die politischen Gremien wäre durch 
das Kommunalverfassungsrecht nicht gedeckt und somit rechtswidrig.  
 
Weitergehende Erklärungen über die Verwaltungsstellungnahme vom 
12.04.2018 hinaus können daher nicht erfolgen. 
 
Darüber hinaus möchte ich Sie über den aktuellen Zwischenstand zum Auf-
trag des Rates aus der Sitzung vom 26. Februar an mich zur Prüfung und 
Umsetzung des Standortkonzepts für die Zukunftssicherung von Schloss 
Morsbroich informieren. 
 
Unmittelbar nach Ratsentscheid habe ich unter Federführung der Fachbe-
reichsleitung Oberbürgermeister, Rat und Bezirke eine verwaltungsinterne 
Projektgruppe zusammengestellt, die bereits mit der Prüfung erster Umset-
zungsvorschläge aus dem Konzept des Museumsvereins begonnen hat. 
 
Zunächst habe ich veranlasst, dass alle kurzfristig umsetzbaren Maßnahmen 
einer Prüfung unterzogen werden. 
 
Für die Realisierung der Märkte im inneren Schlosspark unter gleichzeitiger 
Nutzung der Gebäude bedarf es aus rechtlichen Gründen noch einer Bauge-
nehmigung. Diese ist bereits durch die KSL beantragt. Sobald die Bauge-
nehmigung erteilt ist, können auf dieser Grundlage alle weiteren Planungen 
erfolgen. 
 
In Vorbereitung befindet sich eine Beratungsvorlage für den Ratsturnus vor 
der Sommerpause am 9. Juli, um eine Änderung der Öffnungszeiten sowie 
der Benutzungsentgelte des Museums Morsbroich vorzunehmen. 
 
Darüber hinaus habe ich eine Vielzahl von Gesprächen mit kulturinteressier-
ten Gruppen, Experten und möglichen Sponsoren geführt, um möglichst viele 
Aspekte bei der künftigen Ausrichtung des Museums zu berücksichtigen. 
Dieser Prozess wird von mir persönlich eng begleitet und dauert noch an. 
 
Rf. Arnold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) bittet um Beantwortung, ob die Ver-
waltungsspitze zwischenzeitlich, vor dem Hintergrund einer Reihe von Ge-
sprächen mit Kulturinteressierten, von der Absicht, die Wiederbesetzung der 
Stelle eines Museumsdirektors nicht auszuschreiben sondern durch eine in-
terne Stellenbesetzung durchzuführen, Abstand genommen hat. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath entgegnet, dass zunächst untersucht wer-
den soll, welche Organisationsstruktur für ein Museum in der Größenordnung 
des Schlosses Morsbroich angemessen ist. Anschließend kann definiert wer-
den, welche Stellen benötigt werden und mit welchen Personen diese besetzt 
werden können. 
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Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) erklärt zu Protokoll, dass der Oberbürgermeis-
ter sowohl den Ratsmitgliedern, den Fraktionen als auch dem Vorsitzenden 
des Rechnungsprüfungsausschusses Auskunft zu erteilen habe. 
 
Im Anschluss an eine längere Diskussion lässt Herr Bürgermeister Wölwer 
zunächst über den Antrag Nr. 2018/2231 abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 5 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
dagegen: 42 (OB, 15 CDU, 12 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt.  
 
Anschließend lässt Herr Bürgermeister Wölwer über den Antrag Nr. 
2018/2176 in der Fassung der Beschlussempfehlung des Betriebsausschus-
ses KulturStadtLev vom 17.04.18 abstimmen 
 
Beschluss: 
 
Die Stelle der Museumsleitung des Museums Morsbroich – seit dem 1. März 
2018 vakant – bleibt bis 31.12.18 unbesetzt.  
 
Die kommissarische Leitung des Museums übernehmen in dieser Zeit und 
bis zu einer Neubesetzung Kurator Herr Dr. Fritz Emslander und in Vertre-
tung die Kuratorin Frau Dr. Stefanie Kreuzer. 
 
dafür: 38 (14 CDU, 12 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 FDP, 

2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 8 (OB, 1 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGERLISTE, 2 PRO 

NRW) 
  

 
26 Altersbestimmung von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 

- Antrag der Gruppe PRO NRW vom 26.02.18 
- Nr.: 2018/2141 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 37 (OB, 13 CDU, 10 SPD, 5 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 2 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
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Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
27 Realschule Am Stadtpark - Prüfung des Schulkonferenzbeschlusses 

- Nr.: 2018/2178 
  

 Herr Bürgermeister Wölwer lässt über die beiden Punkte des Beschlussent-
wurfes getrennt abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Dem Prüfergebnis der Verwaltung, wonach zum jetzigen Zeitpunkt kein 

Bedarf an einer weiteren Gesamtschule besteht, wird auf Grundlage der 
in der Vorlage dargelegten Begründung zugestimmt. 

 
dafür: 24 (OB, 15 CDU, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 FDP, 2 Soziale 

Gerechtigkeit) 
dagegen: 17 (11 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
Enth.: 4 (2 OP, 2 DIE LINKE.LEV) 
 
Beschluss: 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, den alternativen Schulkonferenzbe-

schluss der Schule - zum gebundenen Ganztag an der bestehenden Re-
alschule - aufzugreifen und eine entsprechende Umsetzungskonzeption 
zu erarbeiten. 

 
- einstimmig - 
  

 
28 Anpassung der Kulturförderrichtlinien vom 14.12.2009 

- Nr.: 2018/2192 
  

 Beschluss: 
 
Der von der Jury erarbeiteten Anpassung der Kulturförderrichtlinien vom 
14.12.2009 wird zugestimmt. Die Neufassung der Richtlinien tritt mit dem 
Ratsbeschluss in Kraft.  
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
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29 Verwendungsnachweise bei städtischen Förderungen 

- Antrag der Bezirksvertretung für den Stadtbezirk I vom 23.04.18 
- Nr.: 2018/2228 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat beauftragt die Verwaltung, bei Förderungen von Projekten auch au-
ßerhalb des Kulturbereiches (wie z. B. Jugend-, Sport- und Vereinsförderung) 
hinsichtlich der Einreichung von Verwendungsnachweisen analog den Richt-
linien für die Förderung der Leverkusener Kulturszene zu verfahren, sofern 
dies realisierbar ist und keine anderweitigen Regelungen dem entgegenste-
hen: 
 
Ab einer Fördersumme von 1.000 Euro ist das Einreichen eines Verwen-
dungsnachweises zwingend erforderlich. Dieser muss bis maximal zwei Mo-
nate nach Abschluss des Projektes vorliegen. Er gibt Auskunft über die Ver-
wendung des Zuschusses und enthält Kopien von Belegen über alle 
förderungsanerkannten Ausgaben. 
 
Bei geringeren Fördersummen reicht die Abgabe einer Bestätigung über die 
zweckmäßige Verwendung der Gelder (vereinfachter Verwendungsnach-
weis). Die Verwaltung wird stichprobenartig Ausgaben und Einnahmen in 
diesen Fällen überprüfen. Belege sind daher bereitzuhalten und auf Anfrage 
in Form eines wie oben beschriebenen Verwendungsnachweises einzu-
reichen. 
 
- einstimmig - 
  

 
30 Jugendkunstgruppen 

- Änderung der Entgeltordnung 
- Änderung der Honorarordnung 
- Nr.: 2018/2111 
  

 Beschluss: 
 
I. Die Entgeltordnung für die Jugendkunstgruppen wird in der als Anlage 1 

zur Niederschrift beigefügten Fassung beschlossen. 
 
II. Die Honorarordnung der Jugendkunstgruppen wird in der als Anlage 2 

zur Niederschrift beigefügten Fassung beschlossen. 
 
dafür: 36 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 1 

FDP, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
Enth.: 2 (DIE LINKE.LEV) 
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31 3. Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Betreu-

ung von Kindern in einer Tageseinrichtung für Kinder, in Tagespflege oder in der 
offenen Ganztagsschule im Primarbereich in der Stadt Leverkusen vom 26.05.15 
- Nr.: 2018/2163 
  

 Beschluss: 
 
Die Satzung zur 3. Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für die Betreuung von Kindern in einer Tageseinrichtung für 
Kinder, in Tagespflege oder in der offenen Ganztagsschule im Primarbereich 
in der Stadt Leverkusen wird in der als Anlage 3 zur Niederschrift beigefügten 
Fassung beschlossen.  
 
- einstimmig - 
  

 
32 Ausbau von Betreuungsplätzen in Tageseinrichtungen für Kinder in Leverkusen 

- Förderung des Ausbaus der Ev. Tageseinrichtung für Kinder Alte Landstr. 84 
(4. Gruppe) 
- Nr.: 2018/2094 
  

 Beschluss: 
 
1. Der vom Kirchlichen Verbund zum Betrieb evangelischer Tageseinrich-

tungen und Familienzentren im Kirchenkreis Leverkusen geplante Aus-
bau der Ev. Tageseinrichtung für Kinder Alte Landstraße 84 um eine 
4. Betreuungsgruppe mit 20 bis 25 Plätzen für Kinder im Alter von drei 
Jahren bis zum Schuleintritt wird von der Stadt Leverkusen wie folgt ge-
fördert: 
 
a) Übernahme des 10%igen Trägeranteils in Höhe von 10.363 € bei einer 

90%igen Bundes-/Landesförderung der Ausbaumaßnahme. 
 

b) Übernahme des 12%igen Trägeranteils im Rahmen der Betriebskos-
tenförderung der neugeschaffenen 4. Betreuungsgruppe.  

 
c) Gewährung einer 3%igen Verwaltungskostenpauschale für den Be-

trieb der neugeschaffenen 4. Betreuungsgruppe.  
 

2. Die Maßnahme wird investiv wie folgt im Etat 2019 veranschlagt: 
 

Einzahlung:   93.300 €, 
Auszahlung: 103.700 €. 

 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
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33 Frühe Hilfen in Leverkusen 

- Nr.: 2018/2174 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat stimmt dem Fachkonzept „Netzwerk Frühe Hilfen in Leverkusen“ zu. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen Kooperationsvereinbarun-
gen mit den freien Trägern der Jugendhilfe abzuschließen. 
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
 
Herr Bürgermeister Wölwer unterbricht die Sitzung für eine Pause. 
 
Nach der Pause übernimmt Herr Bürgermeister Marewski die Sitzungslei-
tung. 
  

 
Dezernat V 
  

34 Entwicklung des Postgeländes Heinrich-von-Stephan-Straße und neuer Hotel-
standorte in Leverkusen 
  

34.1 Planvolle Entwicklung neuer Hotelstandorte in Leverkusen 
- Antrag der Fraktion Opladen Plus vom 12.03.18 
- Nr.: 2018/2159 
  

34.2 Wiesdorf- Entwicklung des Postgeländes Heinrich-von-Stephan-Straße 
- m. Erg. v. 04.05.18 (Hotelstudie) 
- Nr.: 2017/2053 
  

 Rf. Arnold (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) erklärt, dass ihre Fraktion heute 
nicht abstimmungsbereit ist, da das Gutachten erst sehr kurzfristig zur Verfü-
gung gestellt wurde.  
 
Rh. Ippolito (SPD) schlägt daraufhin vor, eine Sondersitzung des Ausschus-
ses für Stadtentwicklung, Bauen und Planen einzuberufen, zu der der Fach-
gutachter der Hotelstudie als Sachverständiger geladen wird. 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath ergänzt den Vorschlag von Rh. Ippolito 
(SPD) dahingehend, dass die Entwicklung des Postgeländes Heinrich-von-
Stephan-Straße nach der Sondersitzung mittels einer Dringlichkeitsvorlage 
beschlossen wird. 
 
Beschluss: 
 
Der Tagesordnungspunkt wird in eine Sondersitzung des Ausschusses für 
Stadtentwicklung, Bauen und Planen vertagt, zu der der Fachgutachter der 
Hotelstudie als Sachverständiger geladen wird. 
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Die Entwicklung des Postgeländes Heinrich-von-Stephan-Straße wird nach 
der Sondersitzung mittels einer Dringlichkeitsvorlage beschlossen. 
 
dafür: 42 (15 CDU, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGER-

LISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
Enth.: 1 (OB) 
  

 
35 Verringerung Wohnungsleerstand 

- Antrag der Fraktion Opladen Plus vom 05.03.18 
- Nr.: 2018/2154 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 4 (1 CDU, 2 OP, 1 DIE LINKE.LEV) 
dagegen: 40 (OB, 14 CDU, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜR-

GERLISTE, 2 PRO NRW, 2 FDP, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
36 Mehrkosten im Rahmen der Sanierung der Schule Im Hederichsfeld 

- Sachstandsbericht 
- Bereitstellung zusätzlicher Mittel 
- Anträge der Fraktion BÜRGERLISTE vom 29.03.18 
- Nr.: 2018/2195 
  

 Beschluss: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, eine Vorlage mit umfangreicher Kostenermitt-
lung bezüglich der Schadenssanierung der Hauptschule Im Hederichsfeld auf 
den Weg zu bringen und für die Sanierung alle möglichen Zuschüsse bzw. 
Fördermittel einzuwerben. 
 
- einstimmig im Rahmen der En-bloc-Abstimmung - 
  

 
37 Innovative Lärmschutzeinrichtungen an den Bahnhöfen Leverkusen-Opladen 

und Leverkusen-Mitte 
- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 19.02.18 
- m. Stn. v. 27.03.18 
- Nr.: 2018/2138 
  

 Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) bittet darum, dass die Stadt sich darum be-
müht, an Projekten der Deutschen Bahn zu innovativen Lärmschutzeinrich-
tungen teilzunehmen. 
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Rh. Ippolito (SPD) erklärt, dass er den Vertreter der Fraktion BÜRGERLISTE 
im Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen, der erklärt habe, es 
gäbe noch Fördermittel für innovative Lärmschutzeinrichtungen, gebeten ha-
be, der Verwaltung den entsprechenden Kontakt beim Eisenbahnbundesamt 
mitzuteilen. Er fragt Frau Beigeordnete Deppe, ob dies geschehen sei. Frau 
Beigeordnete Deppe verneint dies. 
 
Außerdem erklärt Rh. Ippolito (SPD), dass Rh. Schoofs (BÜRGERLISTE) 
soeben erklärt habe, dass er mit Mitarbeitern der Stadt gesprochen habe, die 
ihm die Auskunft gegeben hätten, dass die Stadt mit dem Eisenbahnbundes-
amt in der Lärmschutzfrage bisher keinen Kontakt aufgenommen habe. Er 
fragt daher Frau Beigeordnete Deppe, ob es Kontakte der Verwaltung zum 
Eisenbahnbundesamt zum Thema Lärmschutz gegeben hat. Dies bejaht 
Frau Beigeordnete Deppe. 
 
Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 6 (4 BÜRGERLISTE, 2 PRO NRW) 
dagegen: 38 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 2 OP, 2 

FDP, 1 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
  

 
38 Erweiterung Stadtbahnnetz 

- Antrag der Fraktion Opladen Plus vom 05.03.18 
- Nr.: 2018/2152 
  

 Beschluss: 
 
Wie Antrag 
 
dafür: 4 (2 OP, 2 FDP) 
dagegen: 39 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 BÜR-

GERLISTE, 2 PRO NRW, 1 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerech-
tigkeit) 

 
Damit ist der Antrag abgelehnt. 
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39 Erweiterung von P+R-Anlagen im Stadtgebiet 

  
39.1 Effektivere Nutzung des Parkplatzes Stauffenbergstraße/Lützenkirchener Straße 

- Antrag der Fraktion Opladen Plus und der Gruppe FDP vom 11.03.18 
- Nr.: 2018/2156 
  

 Rh. Paul Hebbel (CDU) beantragt, dass die Verwaltung das Planungsrecht 
für eine Parkpalette am Parkplatz Stauffenbergstraße/Lützenkirchener Straße 
untersucht und diese in der Priorisierung vorgezogen wird. 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung untersucht das Planungsrecht für eine Parkpalette am Park-
platz Stauffenbergstraße/Lützenkirchener Straße. Diese wird in der Priorisie-
rung der Erweiterung der P+R-Anlagen vorgezogen. 
 
dafür: 27 (15 CDU, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP, 2 So-

ziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 17 (OB, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 DIE LIN-

KE.LEV) 
  

 
39.2 Errichtung von Fahrradparkhäusern an den Bahnhöfen Wiesdorf, Opladen und 

Schlebusch 
- Antrag der CDU-Fraktion vom 12.04.18 
- Nr.: 2018/2211 
  

 Herr Bürgermeister Marewski lässt wie in der Sitzung der Bezirksvertretung 
für den Stadtbezirk II zunächst über die Errichtung eines Fahrradparkhauses 
am Bahnhof Opladen abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung errichtet, ggf. im Rahmen einer Ausschreibung, am Bahnhof 
in Opladen ein Fahrradparkhaus. 
 
dafür: 22 (6 CDU, 1 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 4 BÜRGER-

LISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 1 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Ge-
rechtigkeit) 

dagegen: 21 (OB, 8 CDU, 10 SPD, 2 FDP) 
 
Anschließend lässt Herr Bürgermeister Marewski über die Prüfung der Errich-
tung von Parkhäusern an den Bahnhöfen Wiesdorf und Schlebusch abstim-
men. 
 
Beschluss: 
 
Die Verwaltung prüft die Errichtung, ggf. im Rahmen einer Ausschreibung, 
von Fahrradparkhäuser an den Bahnhöfen in Wiesdorf, und Schlebusch. 
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- einstimmig - 
  

 
39.3 Verwaltungsvorlage 

- Nr.: 2017/2036 
  

 Herr Bürgermeister Marewski lässt auf Antrag von Rh. Baake (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) zu Punkt 2 des Beschlussentwurfes über die auf Seite 10 
der Vorlage aufgeführten Maßnahmen der Prioritätenliste zur Erweiterung der 
P+R-Anlagen unter Einbeziehung des zum Antrag Nr. 2018/2156 gefassten 
Beschlusses einzeln abstimmen. 
 
Beschluss: 
 
1. Der Sachstandsbericht zu den P+R-Anlagen wird zur Kenntnis genommen. 
 
2. Der Prioritätenliste zur Erweiterung der P+R-Anlagen wird wie folgt zuge-
stimmt: 
 
Rheindorf, S-Bahn 
 
- einstimmig - 
 
Schlebusch, Stadtbahnlinie 4 
 
dafür: 40 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP, 1 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit) 
dagegen: 4 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Schlebusch, Bahnhof 
 
- einstimmig - 
 
Opladen, Bahnhof 
 
dafür: 25 (15 CDU, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 2 FDP) 
dagegen: 17 (OB, 11 SPD, 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 1 DIE LIN-

KE.LEV) 
Enth.: 2 (Soziale Gerechtigkeit) 
 
Küppersteg, S-Bahn 
 
dafür: 40 (OB, 15 CDU, 11 SPD, 4 BÜRGERLISTE, 2 OP, 2 PRO NRW, 

2 FDP, 1 DIE LINKE.LEV, 2 Soziale Gerechtigkeit1) 
dagegen: 4 (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
 
Somit ergibt sich folgender Gesamtbeschluss: 
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P+R-Anlage Priorisie-
rung 

Maßnahmen 

Rheindorf, 
S-Bahn 

vordringlich  Einleitung des Bebauungsplanverfahrens 
in 2018 

 Beginn der Straßenbauplanung in 2018 

Schlebusch, 
Stadtbahn-
linie 4 

vordringlich  Grunderwerb Nittumer Weg in 2018 

 Einleitung des Bebauungsplanverfahrens 
in 2019 

 Beginn der Straßenbauplanung am Nittu-
mer Weg in 2019 vorbehaltlich Grunder-
werb 

Schlebusch, 
Bahnhof 

mittelfristig  Überprüfung einer Schrankenanlage an 
vorhandener Anlage 

 Bebauungsplanverfahren für die Westsei-
te 

Opladen, 
Bahnhof 

vordringlich  Planungsrecht für Parkpalette auf dem 
Parkplatz Stauffenbergstraße/ 
Lützenkirchener Straße 

Küppersteg,  
S-Bahn 

langfristig  Planungsrecht für Parkpalette auf der vor-
handenen Anlage 

 
Frau Beigeordnete Deppe erklärt, dass die Priorisierung über das Arbeitspro-
gramm Verbindliche Bauleitplanung umgesetzt wird. 
  

 
40 Leerung städtischer Mülleimer im Bereich des Rathausvorplatzes und der Fuß-

gängerzone in Wiesdorf an Samstagen und Sonntagen 
- Antrag der SPD-Fraktion vom 28.03.18 
- m. Stn. v. 12.04.18 
- Nr.: 2018/2191 
  

 Beschluss: 
 
Die Leerungen der städtischen Mülleimer in der Wiesdorfer Fußgängerzone 
und im Bereich des Rathausvorplatzes werden an Samstagen und Sonnta-
gen sowie an Tagen mit besonderen Veranstaltungen auf ein notwendiges 
Maß erhöht. 
Die Verwaltung wird darüber hinaus beauftragt, die entstehenden Kosten der 
zusätzlichen Leerungen in Vergleich zu den ersparten Kosten der Straßen-
reinigung bei überquellenden Mülleimern zu setzen. 
 
- einstimmig - 
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41 Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Leverkusen 

  
41.1 Veranstaltungshalle/Vergnügungszentrum im Bereich der Josefstraße 

- Antrag der Fraktion BÜRGERLISTE vom 30.04.18 
- Nr.: 2018/2237 
  

41.2 Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Leverkusen 
- Abwägungsbeschluss 
- Änderung des Vergnügungsstättenkonzeptes 
- Beschluss als gemeindliches Entwicklungskonzept 
- Nr.: 2018/2146 
  

 Beschluss: 
 
Der Tagesordnungspunkt wird in den nächsten Sitzungsturnus vertagt. 
 
- einstimmig - 
  

 
42 Bestellung der Mitglieder des Umlegungsausschusses 

- Nr.: 2018/2173 
  

 Beschluss: 
 
Zu Mitgliedern des Umlegungsausschusses der Stadt Leverkusen werden ab 
01.06.2018 bestellt: 
 
1. Vertreter des Vorsitzenden, 
 
 Herr Bruno Röhrig, 
 
2. Sachverständiger für die Ermittlung von Grundstückswerten, 
 
 Herr Franz Rosauer, 
 
3. Vertreter des Sachverständigen für die Ermittlung von Grundstückswerten, 
 
 Herr Wolfgang Buntenbach, 
 
4. Sachverständiger mit Befähigung für den höheren vermessungstechni-

schen Verwaltungsdienst, 
 
 Herr Thomas Merten, 
 
5. Vertreter des Sachverständigen mit Befähigung für den höheren vermes-

sungstechnischen Verwaltungsdienst, 
 
 Herr Heinrich Roggendorf. 
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- einstimmig - 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath übernimmt die Sitzungsleitung. 
  

 
Nachtrags- und Tischvorlagen/-anträge 
  

43 Ausschussumbesetzungen 
- Nr.: 2018/2239 
  

 Beschluss: 
 
Der Rat wählt: 
 
Personal- und Organisationsausschuss 
lfd. Nr. 5 Vertreter 
  bisher: Jokisch, Brigitte (SPD) 
  neu:  Nitzschke, Arabelle (SPD) 
 
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Senioren 
lfd. Nr. 6 Vertreter 
  bisher: Ruß, Oliver (SPD) 
  neu:  Masurowski, Gerd (SPD) 
 
lfd. Nr. 7 Vertreter 
  bisher: Masurowski, Gerd (SPD) 
  neu:   Ruß, Oliver (SPD) 
 
lfd. Nr. 8 Mitglied 
  bisher: Schorn, Thomas (SPD) 
  neu:  Haase, Petra (SPD) 
 
lfd. Nr. 8 Vertreter 
  bisher: Haase, Petra (SPD) 
  neu:  Neumann, Wolfgang (SPD) 
 
Kinder- und Jugendhilfeausschuss 
lfd. Nr. 9 Mitglied 
  bisher: Schettina, Mats (OP) 
  neu:  Kinnen, Jan (OP) 
 
- einstimmig - 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath hat an der Abstimmung nicht teilgenom-
men. 
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44 Fahrradabstellanlagen 

- Antrag der Fraktionen CDU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der 
Gruppe FDP vom 03.05.18 
- Nr.: 2018/2240 
  

 Beschluss:  
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, eine überdachte Fahrradabstellanlage an 

der Rathaus-Galerie zu errichten. Denkbar wäre der Bereich zwischen 
Kinopolis und Rathaus-Galerie. 

 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit den ADFC weitere ge-

eignete Standorte für Fahrradabstellanlagen in der City zu prüfen. Wenn 
geeignete Standorte gefunden sind, werden auch hier überdachte Fahr-
radabstellanlagen errichtet. 

 
- einstimmig - 
  

 
Zusatzanfragen zum Mitteilungsblatt z.d.A.: Rat (ab lfd. Nr. 4/2018) 
  

 Da. z.d.A.: Rat Nr. 5 erst kurzfristig bereitgestellt wurde, bittet Rh. Schoofs 
(BÜRGERLISTE) darum, Zusatzanfragen dazu erst in der nächsten Ratssit-
zung zu behandeln. Herr Oberbürgermeister Richrath sagt dies zu. 
 
Es werden keine Zusatzanfragen gestellt. 
  

 
 
 
Herr Oberbürgermeister Richrath schließt die öffentliche Sitzung gegen 18:35 Uhr. 
 
 
 
______________________________ ______________________________ 
Uwe Richrath 
Oberbürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 1 - 18 

Gerhard Wölwer 
Bürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 19 - 33 

 
 
______________________________ ______________________________ 
Bernhard Marewski 
Bürgermeister 
Sitzungsleitung 
TOP 34 - 42 

Carsten Scholz 
Schriftführer 
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